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Noch steht erst der Rohbau der beiden
neuen Wohnhäuser. Doch bereits in ei-
nem Jahr wird in den neuen Wohnun-
gen Leben eingekehrt sein. All jene, die
im Herbst im Alterszentrum Kehl eine
der 52 Wohnungen beziehen dürfen,
wissen sich in einer privilegierten Si-
tuation. Denn die Nachfrage nach den
Wohnungen war sehr gross. Rund 300
Bewerber hatten sich für die Wohnun-
gen gemeldet, wobei ihnen faktisch nur
rund die Hälfte der neuen Wohnungen
zur Verfügung standen.

Denn eine Hälfte der Wohnungen ist
bereits an ehemalige Bewohner – diese
wohnen zurzeit in Provisorien – sowie
Bewohner des Langhauses (Kehl 3) ver-
geben worden. Die restlichen Wohnun-
gen sind nun an Bewerberinnen und
Bewerber aus Baden vergeben worden.
«Dabei haben wir unter anderem auf
die sozialen und gesundheitlichen Be-
dürfnisse Rücksicht genommen», sagt
Kehl-Geschäftsführer Ueli Kohler. Auch
der Eingang der Anmeldung habe eine
Rolle gespielt. «Zum Teil hatten wir An-
meldungen, die noch vor der Jahrtau-

sendwende eingingen.» In den meisten
Fällen, wo man habe absagen müssen,
hätten die Bewerber mit Verständnis
reagiert. «Viele bleiben ja weiter auf der
Liste und werden kontaktiert, wenn
Wohnungen frei werden», sagt Kohler.
So oder so bleibe die Nachfrage nach
günstigen Alterswohnungen sehr gross.

Stellt sich die Frage, was mit dem
Langhaus mit den zwanzig Wohnungen
passiert? «Wir nehmen das Thema
kommendes Frühjahr in Angriff», so
Kohler. Ein Entscheid soll im ersten
Quartal gefällt werden. «Es gibt eigent-
lich zwei Möglichkeiten. Entweder wir
sanieren das Gebäude, oder wir bauen
es gleich neu.» Auf alle Fälle würden
die benötigten Provisorien schon parat
stehen.

Mieten für mittlere Einkommen
Die Vergabe der Wohnungen war auf-

grund einer Anfrage von CVP-Einwoh-
nerrätin Sarah Wiederkehr zu einem
politischen Thema geworden. Klar ist
auch, dass die neuen Wohnungen für
untere und mittlere Einkommens-
schichten bestimmt sind. So werden
sich die Mieten – exklusive Nebenkos-
ten – zwischen 1300 und 2000 Franken
pro Monat bewegen.

Das ganze Projekt mit den zwei Neu-
bauten, Infrastrukturräumen, Restau-
rant und einer Tiefgarage kommt auf
insgesamt 36 Millionen Franken zu ste-
hen; die Hälfte wird von der Stadt Ba-
den bezahlt.

VON MARTIN RUPF

Letzte Wohnung im
Kehl ist vergeben
Baden Im Alterszentrum Kehl
sind die 52 Wohnungen in den
beiden Neubauten vergeben.
Im Herbst 2016 werden sie be-
zogen.

Ennetbaden Die
Badstrasse, vor
wenigen Jahren
noch eine viel befah-
rene Kantonsstrasse,
wird in eine Flanier-
meile umgebaut. Seit
November laufen die
Arbeiten. Vor Weih-
nachten wurde das
einstige Trottoir ab-
gebaut, wie das Foto
zeigt. Ziel ist es, dass
die Neugestaltung
der Badstrasse bis
im Sommer 2017
abgeschlossen sein
wird. Kosten: rund
6,6 Millionen
Franken. FOTO: ZVG

MEHR FOTOS

FINDEN SIE AUF
AARGAUERZEITUNG.CH

«Wir werden Frau Gündel vor unserer
Sitzung vom 18. Januar zu einem Ge-
spräch einladen» – das sagt SVP-Ge-
meindeammann Andreas Glarner auf
die Frage, wie der Gemeinderat Ober-
wil-Lieli im Konflikt mit der kritischen
Studentin weiter vorgeht. Die Behörde
sei bei der letzten Sitzung am Montag-
abend zum Schluss gekommen, keine
Anzeige wegen übler Nachrede oder
Verleumdung gegen Gündel einzurei-
chen. Diese hatte vor gut drei Wochen
(az vom 30. November) gesagt, Reiche

würden in Oberwil-Lieli bevorzugt, Ge-
meindeammann Andreas Glarner lese
ihnen die Wünsche von den Augen ab
und die Behörden nähmen es bei guten
Steuerzahlern mit den Vorschriften
nicht so genau. Glarner und der Ge-
meinderat reagierten umgehend: In ei-
nem eingeschriebenen Brief forderten
sie die Studentin auf, ihre Aussagen zu
belegen oder zurückzunehmen. Für
den Fall, dass sie dies nicht tue, drohte
der SVP-Politiker ihr in der az mit einer
Klage. In der Sendung «TalkTäglich»
auf Tele M1 gab sich Glarner vor einer
Woche dann versöhnlicher. Man suche

eine Lösung, um Gündel eine goldene
Brücke zu bauen, «damit sie wieder aus
dieser Sache herauskommt», sagte er.
Sie habe sich wohl etwas weit aus dem
Fenster gelehnt mit ihren Aussagen,
das komme bei jungen Leuten vor.

Johanna Gündel krebste aber nicht
zurück, sondern engagierte den frühe-
ren SP-Grossrat Markus Leimbacher als
Rechtsanwalt. Dieser liess verlauten,
seine Mandantin könne in mindestens
drei Fällen ihre Vorwürfe gegen Glar-
ner und den Gemeinderat belegen. Die
entsprechenden Beweise werde sie in
einem allfälligen Gerichtsverfahren vor-

legen – vorher nicht, um den Persön-
lichkeitsschutz der involvierten Ein-
wohner zu gewährleisten.

So weit kommt es nun nicht, wie
Glarner erklärt: «Wir möchten Frau
Gündel treffen und mit ihr über ihre
Aussagen sprechen.» Er hält an seiner
Aussage fest, in Oberwil-Lieli gebe es
keine gesetzeswidrige Bevorzugung
von guten Steuerzahlern. «Wer etwas
anderes behauptet, müsste dies bewei-
sen, und zwar an ganz konkreten Fäl-
len. Herr Leimbacher müsste also auf-
zeigen, dass ein besonders reicher Ein-
wohner zum Beispiel näher an die

Grenze zum Nachbarn bauen, einen il-
legalen Anbau erstellen oder eine zu
hohe Mauer errichten durfte, während
ein weniger Wohlhabender dies nicht
durfte», sagt Glarner.

Ob die Studentin, die an der Gemein-
deversammlung einen Antrag zur Auf-
nahme von Flüchtlingen durchgebracht
hatte, das Gesprächsangebot annimmt,
ist offen. Weder Gündel noch Leimba-
cher waren erreichbar für eine Stellung-
nahme. Schon letzte Woche hatte Leim-
bacher mitgeteilt, seine Mandantin sei –
ebenso wie er selber – über die Festtage
bis Anfang Januar in den Ferien.
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Oberwil-Lieli Der Gemeinderat verzichtet auf eine Anzeige gegen Studentin und lädt sie zu einer Aussprache ein

Glarner krebst zurück: Doch keine Klage
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